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Gesetzestext

§ 102 SGB XII - Kostenersatz durch Erben

(1)

(2)

3)

(4)

()

Der Erbe der leistungsberechtigten Person oder ihres Ehegatten oder ihres
Lebenspartners, falls diese vor der leistungsberechtigten Person sterben, ist vorbehaltlich
des Absatzes 5 zum Ersatz der Kosten der Sozialhilfe verpflichtet. Die Ersatzpflicht
besteht nur fir die Kosten der Sozialhilfe, die innerhalb eines Zeitraumes von zehn Jahren
vor dem Erbfall aufgewendet worden sind und die das Dreifache des Grundbetrages nach
§ 85 Abs. 1 Ubersteigen. Die Ersatzpflicht des Erben des Ehegatten oder Lebenspartners
besteht nicht flr die Kosten der Sozialhilfe, die wahrend des Getrenntlebens der
Ehegatten oder Lebenspartner geleistet worden sind. Ist die leistungsberechtigte Person
der Erbe ihres Ehegatten oder Lebenspartners, ist sie zum Ersatz der Kosten nach Satz 1
nicht verpflichtet.

Die Ersatzpflicht des Erben gehdrt zu den Nachlassverbindlichkeiten. Der Erbe haftet mit
dem Wert des im Zeitpunkt des Erbfalles vorhandenen Nachlasses.

Der Anspruch auf Kostenersatz ist nicht geltend zu machen,

1. soweit der Wert des Nachlasses unter dem Dreifachen des Grundbetrages nach § 85
Abs. 1 liegt,

2. soweit der Wert des Nachlasses unter dem Betrag von 15.340 Euro liegt, wenn der
Erbe der Ehegatte oder Lebenspartner der leistungsberechtigten Person oder mit
dieser verwandt ist und nicht nur vortibergehend bis zum Tod der
leistungsberechtigten Person mit dieser in hauslicher Gemeinschaft gelebt und sie
gepflegt hat,

3. soweit die Inanspruchnahme des Erben nach der Besonderheit des Einzelfalles eine
besondere Harte bedeuten wurde.

Der Anspruch auf Kostenersatz erlischt in drei Jahren nach dem Tod der
leistungsberechtigten Person, ihres Ehegatten oder ihres Lebenspartners. § 103 Abs. 3
Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

Der Ersatz der Kosten durch die Erben gilt nicht fur Leistungen nach dem Vierten Kapitel
und flr die vor dem 1. Januar 1987 entstandenen Kosten der Tuberkulosehilfe.

Neufassung ...

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.
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A. Allgemeines

1. Zweck der Norm

Mit § 102 SGB Xl soll der Nachrang der Sozialhilfe in den Fallen wiederhergestellt werden, in
denen die Verwertung von Vermogen bei der Leistungsbewilligung nicht verlangt wurde, weil es
sich um sogenanntes Schonvermdgen im Sinne der § 90 Absatze 2 und 3 SGB XllI gehandelt
hat.

Die Norm regelt, dass Vermdgen, das zu Lebzeiten nicht zur Bedarfsdeckung eingesetzt wurde,
weil seine Verwertung der verstorbenen Person aus sozialrechtlichen Erwagungen nicht
zuzumuten war, nach deren Tod nicht unbeschrankt in den Nachlass flief3t.

Das Vermdgen soll den Erbinnen und Erben also nicht frei zur Verfligung stehen, vielmehr sind
diese verpflichtet, aus dem ,geerbten® Schonvermdgen fir die Kosten aufzukommen, die
aufgrund der Nichtverwertung dieses Vermogens entstanden sind.

Es wird verhindert, dass ein zu Lebzeiten zu Recht bestehendes Schonvermogen tber den Tod
hinaus unantastbar bleibt und unbeschrankt den Erbinnen und Erben zuflief3t.

2. Zielgruppe der Norm

§ 102 SGB XII eroffnet dem Sozialhilfetrager also die Mdglichkeit, an die Erbinnen und Erben
des Schonvermodgens heranzutreten und von diesen Kostenersatz fur die erbrachten
Leistungen zu verlangen.

Die Kostenersatzpflicht kann nach § 102 Absatz 1 Satz SGB XIlI sowohl
a) die Erbinnen und Erben der verstorbenen leistungsberechtigten Person selbst
als auch
b) die Erbinnen und Erben der verstorbenen Ehegattin/des verstorbenen Ehegatten bzw. der
verstorbenen Lebenspartnerin/des verstorbenen Lebenspartners der
leistungsberechtigten Person

treffen.

Die Norm ist auf Leistungen nach § 2 AsylbLG analog anwendbar, soweit diese Fachanweisung
nicht Abweichendes regelt.

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.



3. Grundbeispiel

Herr und Frau Miuller sind verheiratet. Sie besitzen gemeinsam ein Eigenheim und haben beide
aus jeweils erster Ehe ein Kind. Frau Mdller befindet sich im Leistungsbezug. Beide vererben
ihren Anteil am Eigenheim jeweils zur Hélfte einander und zur Halfte an ihr jeweiliges Kind:

) 4
Herr Mller El> Frau E/IUIIer
lebt in einer stationareren @ lebt im gemeinsamen
Einrichtung Eigenheim
J -
!50%! QSO%B
Verstirbt Herr Miiller vor seiner Verstirbt Frau Miller vor ihrem Mann,
Frau, erben Frau Miiller und sein erben Herr Miiller und ihre Tochter
Sohn jeweils die Halfte seines jeweils die Halfte ihres Anteils am

Anteils am Eigenheim. Frau
Miller und sein Sohn sind aus
diesem Erbe beide zum Ersatz der
Kosten verpflichtet.

Eigenheim. |hre Tochter ist aus ihrem
Erbe zum Ersatz der Kosten verpflichtet.
Herr Mdller hingegen ist selbst die
leistungsberechtigte Person iSd § 102
SGB XIl und von der Erbenhaftung
ausgeschlossen, s. § 102 | 4 SGB XII.
Allerdings ist sein Anteil am Erbe seiner
Ehefrau als Vermogen nicht langer
Schonvermdégen und somit nicht langer
vor der Verwertung geschiitzt, weil es
nicht mehr von Frau Miiller bewohnt

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.



B. Prufungsschema

Die einzelnen Bearbeitungsschritte flr die Sachbearbeitung ergeben sich nicht aus der
Systematik der Norm.

Nachfolgend werden daher die erforderlichen Bearbeitungsschritte in ihrer zeitlichen
Reihenfolge dargestellt und auf die jeweiligen Abschnitte in dieser Fachanweisung verwiesen,
in denen sich die dazugehorigen Ausfihrungen finden.

Vorprufung

Bei Bekanntwerden eines Erbfalls ist zunachst vorab zu prifen, ob ein Kostenersatz dem
Grunde nach in Frage kommt.

O Schritt 1 Rechtmalige Leistungserbringung (C1)
¢ innerhalb der letzten zehn Jahre (D.2)
¢ nicht ausschlieBlich nach dem vierten Kapitel (D.1)
e Uber dem dreifachen Grundbetrag des § 85 Abs. 1 SGB XII (D.3)
O Schritt 2 Feststellung von Schonvermégen gem. § 90 SGB XI| (C.2)
O Schritt 3 Einhaltung der dreijahrigen Ausschlussfrist (D.9)
Hauptprufung

Kommt eine Geltendmachung grundsatzlich in Betracht, ist weiter in die Priifung einzusteigen,
um festzustellen, ob, gegen wen und in welcher Hohe ein Kostenersatzanspruch geltend zu
machen ist.

O Schritt 4 Ermittlung der (moglichen) Erbinnen und Erben
O Schritt 5 Geltendmachung des Anspruchs:
¢ Anschreiben der (mdglichen) Erbinnen und Erben und
e Anforderung
- der Auskiinfte zur Erbstellung und
- eines Nachlassverzeichnisses

0 Schritt 6  Ermittlung des Erbstatus = Auswertung der erteilten Auskiinfte

Em

O Schritt 7 Ermittlung des zu berlcksichtigenden Nachlasswertes
o Auswertung des Nachlassverzeichnisses
¢ Aktiva abziglich Passiva = Ermittlung des Nachlasswertes
e Bericksichtigung der einschlagigen Freibetrage
o Grundsatzlicher Freibetrag nach Absatz 3 Nr. 1
o Freibetrag bei Pflege nach Absatz 3 Nr. 2
O Schritt 8 Ermittlung der Hohe des Kostenersatzanspruchs:
e Erbrachte Leistungen abzgl. Grundfreibetrag
e Mehrere Erbinnen und Erben
O Schritt 9  Geltendmachung Zahlungsaufforderung PROSOZ

sEE EEgEESE

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.
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C. Voraussetzungen der Norm

1. Rechtmaligkeit der Leistungserbringung

Der Kostenersatz nach § 102 SGB XII setzt voraus, dass die leistungsrechtlichen
Voraussetzungen fur die Erbringung der Leistungen vorgelegen haben. Das heiflt, die
Leistungen muissen rechtmaRig erbracht worden sein.

Aus der Norm ergibt sich, dass nicht ausschlieflich Leistungen nach dem Vierten Kapitel des
SGB XII erbracht worden sein durfen.
= s. nachfolgend unter D.1.

Voraussetzung ist zudem, dass die Summe der erbrachten Leistungen einen grundsatzlichen
Betrag in Héhe des dreifachen Grundbetrages nach § 85 Absatz 1 SGB XllI Gibersteigen muss.
= s. nachfolgend unter D.3.

Erfolgte die Leistungserbringung - bezogen auf einzelne Zeitabschnitte - nur teilweise
rechtmafig und teilweise rechtswidrig, besteht die Kostenersatzpflicht nur fir die Zeitraume, fir
die die RechtmaRigkeit der Leistungserbringung festgestellt werden kann.

Sonderfall: Nicht bertcksichtigtes Vermdgen bzw. unrechtmaRig erbrachte Leistungen

Wurden Leistungen erbracht, ohne dass die leistungsrechtlichen Voraussetzungen vorgelegen
haben, z.B. weil verwertbares Vermaogen irrtumlich nicht bertcksichtigt wurde oder weil es nicht
angegeben wurde, findet § 102 SGB Xll keine Anwendung.

Derartige Fallzeitraume missen nach §§ 44 ff. SGB X durch Aufhebungs- und
Erstattungsbescheide gegentiber den Erben riickabgewickelt werden.

Merke: Die Ricknahme eines Verwaltungsaktes fir die Vergangenheit unterliegt einer Frist
von einem Jahr ab Kenntniserlangung der Tatsachen (in der Regel dem Beginn der
Anhdrung), die eine Rucknahme fir die Vergangenheit rechtfertigen.

Sonderfall: Darlehen

Auch darlehensweise gewahrte Leistungen werden rechtmaRig erbracht. Sie gehéren aber nicht
zu den nach § 102 SGB XII zu ersetzenden Kosten und sind nicht bei deren Berechnung zu
bertcksichtigen. Vielmehr mindert der Anspruch auf Riickzahlung des Darlehens als

,Passiva“ den Wert des Nachlasses im Zeitpunkt des Erbfalls und ist ggf. neben dem
Kostenersatz weiter zu verfolgen.

= s. nachfolgend unter 1.2.b.

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.
8



Sonderfall: Leistungen der Eingliederungshilfe

§ 102 SGB Xll ist auch fir Leistungen der Eingliederungshilfe anwendbar, soweit diese noch bis
zum 31.12.2019 nach dem ehemals 6. Kapitel des SGB XII erbracht worden sind.

=  zurlick zum Priifschema

2. Schonvermogen

Grundsatzlich hat jede Person, die Leistungen nach dem SGB Xll beantragt, vorrangig ihr
verwertbares Vermdgen einzusetzen. Der Einsatz des Vermogens richtet sich nach § 90 SGB
XiII.

Nur wenn bei der Antragstellung im Rahmen der Vermoégenspriifung oder auch spater ein
Schonvermdégen im Sinne des § 90 SGB Xl festgestellt wurde, kann es sich um einen Fall
handeln, bei dem Kostenersatz durch Erben im Sinne des § 102 SGB Xl in Betracht kommit.

Beachte: Auf die Fachanweisung zu § 90 SGB XlI wird in diesem Zusammenhang ausdriicklich
Bezug genommen.

= Praxishinweise:

o Leistungsfalle, in denen die Anspruchsberechtigten tber verschontes Vermégen verfligen,
sollen im System durch eine jahrlich wiederkehrende Wiedervorlage gekennzeichnet
werden, um sicherzustellen, dass mogliche Kostenersatzfalle bei einem Wechsel von
ortlicher und/oder sachlicher Zustandigkeit oder durch ein Ausscheiden der
leistungsempfangenden Person aus dem Hilfebezug nicht in Vergessenheit geraten.

Sie sind jahrlich darauf zu prifen,

- ob die leistungsberechtigte Person weiterhin im Leistungsbezug steht oder aus dem
Leistungsbezug ausgeschieden ist oder ggf.

- ob die leistungsberechtigte Person und/oder deren Ehegatte/Lebenspartner inzwischen
verstorben sind.

o Bei einem Ausscheiden aus dem Leistungsbezug ist der Verbleib der
leistungsberechtigten Person durch eine Meldeamtsanfrage zu klaren.

Merke: In jedem Leistungsfall, in dem ein geschitztes Vermogen festgestellt wird und in dem
nicht ausschlieBlich Leistungen nach dem Vierten Kapitel des SGB XllI erbracht
werden, handelt es sich um einen potentiellen Fall, in dem ein Kostenersatzanspruch
gegen Erben/Erbinnen zu prifen ist.

=  zurlck zum Prifschema

D. Ausschlusstatbestande der Norm

1. Kein Kostenersatz fur Leistungen nach dem Vierten Kapitel (Absatz 5)

Bereits in Absatz 1 Satz 1 der Norm wird darauf hingewiesen, dass Erbinnen und Erben nur
vorbehaltlich des Absatzes 5 zum Kostenersatz verpflichtet sind.

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.



Nach Absatz 5 gilt die Verpflichtung der Erbinnen und Erben zum Kostenersatz nicht fir
Leistungen, die aus dem Vierten Kapitel (Leistungen fir die Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung) erbracht wurden. Der zusatzliche Ausschluss fir die vor dem 1. Januar
1987 entstandenen Kosten der Tuberkulosenhilfe hat keine praktische Relevanz mehr.

Der Barbetrag zur personlichen Verfligung nach § 27b Absatz 2 SGB XlI wird dem 3. Kapitel
des SGB XIl zugeordnet und ist deshalb nicht vom Kostenersatz ausgenommen.

Merke: Der Kostenersatz nach § 102 SGB Xl kommt nur in Betracht, wenn nicht
ausschlieBlich Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
(Viertes Kapitel) erbracht wurden.

= zurlick zum Prifschema

Sonderfall: Leistungen nach dem AsylbLG

Der Ausschluss nach § 102 V SGB XIl gilt nicht fur Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG, die
lediglich analog Leistungen nach dem Vierten Kapitel erhalten. In dem Fall bleibt es bei der
Erbenhaftung.

2. Zeitliche Beschrankung des Kostenersatzes (Absatz 1 Satz 2)
,zehn Jahre”

Nach § 102 Absatz 1 Satz 2 SGB Xl besteht die Pflicht zum Kostenersatz nur fir die
Leistungen der Sozialhilfe, die innerhalb eines Zeitraumes von zehn Jahren vor dem Erbfall
erbracht worden sind.

Malfigeblicher Beginn fir die Berechnung dieser Frist ist das Sterbedatum. Grundséatzlich ist die
Frist auf den Tag genau und nicht nach vollen Kalendermonaten zu berechnen.

= s. das nachfolgende Beispiel zum Zuflussprinzip.

Der Zeitraum von zehn Jahren gilt auch fiir Leistungen, die erbracht wurden, bevor ein spateres
Schonvermdégen entstanden ist. Es ist ebenfalls unerheblich, ob in der Zehn-Jahresfrist mehrere
Sozialhilfetrager Leistungen erbracht haben.

Sonderfall: Zeiten des Getrenntlebens

Die Pflicht zum Kostenersatz durch die Erbinnen und Erben der Ehegattin/des Ehegatten bzw.
der Lebenspartnerin/des Lebenspartners der leistungsberechtigten Person besteht nach Absatz
1 Satz 3 nicht fir die Leistungen der Sozialhilfe, die wahrend des Getrenntlebens der Ehegatten
oder Lebenspartner/innen erbracht worden sind.

Praxishinweis:
Um falsche Kostenersatzberechnungen zu vermeiden, sollten Zeiten des Getrenntlebens
unbedingt vor der Berechnung des Kostenersatzes durch Befragung der Hinterbliebenen

geklart und nachgewiesen werden.

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.
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Zuflussprinzip

Bei der Ermittlung der H6he des Kostenersatzanspruchs ist zudem das Zuflussprinzip zu
beachten.

Beispiel zum Zuflussprinzip:

Die leistungsberechtigte Person ist am 15.07.2022 verstorben. Die 10-Jahresfrist beginnt am
15.07.2012. Fur den Monat des Fristbeginns (Juli 2012) hat die verstorbene Person Leistungen
bezogen, die ihr am 02.07.2012 und damit vor dem Fristbeginn zugeflossen sind. Diese
Leistungen sind nicht bei der Berechnung des Kostenersatzanspruchs zu berticksichtigen. Erst
die Leistungen ab dem Folgemonat kénnen geltend gemacht werden.

Das Zuflussprinzip gilt natrlich auch fir den Sterbemonat. Der verstorbenen Person sind am
01.07.2022 noch die Leistungen fiir den Monat Juli 2022 zugeflossen, bevor sie am 15.07.2022
verstorben ist. Diese Leistungen sind in voller Hohe bei der Berechnung des Kostenersatzes zu
bertcksichtigen.

=  zurlck zum Prifschema

3. Beschrankung des Kostenersatzes der Hohe nach (Absatz 1 Satz 2)
,Dreifacher Grundbetrag"

Nach § 102 Absatz 1 Satz 2 SGB XII besteht die Pflicht zum Kostenersatz nur fiir die
Leistungen der Sozialhilfe, die das Dreifache des Grundbetrages nach § 85 Absatz 1 SGB
XIl Gbersteigen.

Der Betrag nach Absatz 1 Satz 2 wird von den erbrachten Leistungen abgesetzt.

Die in den letzten zehn Jahren erbrachten Sozialhilfeleistungen sind zu addieren. Wenn die
Summe unter dem dreifachen Grundbetrag liegt, besteht keine Kostenersatzpflicht der Erbinnen
und Erben. Liegt sie darlber, verringert sich die Ersatzpflicht der Erbinnen und Erben um
diesen Freibetrag.

Merke: Der Grundbetrag nach § 85 Absatz 1 SGB Xll ist der Betrag in Hohe der zweifachen
Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 SGB XII. Es sind also nur Kosten
geltend zu machen, die den sechsfachen Betrag der zum Prifungszeitpunkt aktuellen
Regelbedarfsstufe 1 libersteigen.

Im Jahr 2023 betragt der Grundfreibetrag damit 3.012,00 EUR (6 x 502,00 EUR) und
erhoht sich entsprechend mit jeder Anpassung der Regelbedarfsstufe.

=  zurlick zum Prifschema

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.




4. Die leistungsberechtigte Person erbt selbst (Absatz 1 Satz 4)

Beerbt die leistungsberechtigte Person selbst ihre/n Ehegattin/Ehegatten bzw.
Lebenspartnerin/Lebenspartner, ist sie gem. § 102 Absatz 1 Satz 4 SGB XII nicht zum Ersatz
der Kosten nach Satz 1 verpflichtet.

Praxishinweis:

In diesen Fallen ist zu priifen, ob das geerbte Vermégen gem. § 90 Absatz 2 und 3 SGB XI|
weiterhin zum Schonvermdgen zahlt oder ob es nun einzusetzen ware.

= siehe dazu auch obiges Grundbeispiel.

=  zurlick zum Prifschema

5. Haftungsbeschrankung auf den Nachlass (Absatz 2)

Absatz 2 beschrankt die Haftung auf den Wert des Nachlasses im Zeitpunkt des Erbfalls. Dies
stellt klar, dass die Erbinnen und Erben nicht mit ihrem eigenen Einkommen oder Vermdgen
haften.

= s. Abschnitt I.

Praxishinweis:

Mit der Geltendmachung des Anspruchs wird ein Nachlassverzeichnis angefordert.

=  zurlick zum Prifschema

6. Grundsatzlicher Freibetrag nach Absatz 3 Nr. 1

Der Anspruch auf Kostenersatz ist gem. § 102 Absatz 3 Nr. 1 SGB XII nicht geltend zu machen,
soweit der Wert des Nachlasses unter dem Dreifachen des Grundbetrags nach § 85
Absatz 1 SGB XIlI liegt.

Dieser Freibetrag ist nachlassbezogen. Er wird also nicht jeder Erbin/jedem Erben einzeln,
sondern nur einmal auf den gesamten Nachlass gewahrt und entfallt auf mehrere Personen
entsprechend ihrer Erbquote.

Merke auch hier:  Der Grundfreibetrag nach § 85 Absatz 1 SGB XIl ist der Betrag in Hohe
der zweifachen Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 SGB XII.
Insgesamt bleibt damit vom Nachlass ein Betrag in Héhe der sechsfachen
Regelbedarfsstufe 1 frei.

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.
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Praxishinweis:

Der Freibetrag nach Absatz 3 Nr. 1 ist ein anderer als der oben unter Ziffer D.3 dargelegte
Betrag nach Absatz 1 Satz 2:

Nach Absatz 1 Satz 2 sind die in den letzten zehn Jahren erbrachten Leistungen nur zu
ersetzen, soweit ihre Summe das Dreifache des Grundbetrags nach § 85 Absatz 1 SGB XIlI
Ubersteigt. = Begrenzung bzw. Verringerung der zu ersetzenden Leistungen

Absatz 3 Nr. 1 bestimmt hingegen, dass die Erben nur aus dem Nachlass haften, soweit der
Nachlass das Dreifache des Grundbetrags nach § 85 Absatz 1 SGB XII Ubersteigt. =
Begrenzung der Haftungssumme

=  zurlick zum Prifschema

7. Freibetrag fur Pflegepersonen nach Absatz 3 Nr. 2

Gem. § 102 Absatz 3 Nr. 2 SGB XII gilt fur Pflegepersonen in besonderen Fallen ein héherer
Freibetrag.

Statt des dreifachen Grundbetrages bleibt ein Betrag in Hohe von 15.340,00 EUR vom
Nachlass frei, wenn der Erbe/die Erbin

1. die Ehegattin/der Ehegatte bzw. die Lebenspartnerin/der Lebenspartner der
leistungsberechtigten Person oder mit dieser verwandt ist

und

2. mit der leistungsberechtigten Person bis zu ihrem Tod nicht nur vortibergehend’ in
hauslicher Gemeinschaft? gelebt

und

3. die leistungsberechtigte Person gepflegt® hat.

Die Regelung soll die Pflegebereitschaft nahestehender Personen fordern. Dieser Freibetrag ist
daher im Gegensatz zum obigen Freibetrag nach Absatz 3 Nr. 1 erbenbezogen. D.h. dieser
Freibetrag steht jeder Pflegeperson unabhangig von ihrer Erbquote alleine zu.

Der zeitliche Begriff nicht nur voriibergehend' bezieht sich sowohl auf das Zusammenleben als
auch auf die Pflege und erfordert einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten.

Es ist unerheblich, wenn die gepflegte Person kurz vor ihnrem Tod eine kurze Zeit in einem
Krankenhaus untergebracht war.

Der Begriff der hauslichen Gemeinschaft? ist nach dem Wortlaut und nach dem Sinn und Zweck
der Vorschrift eigenstandig auszulegen. Eine hausliche Gemeinschaft kann bereits in Betracht
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kommen, wenn die Pflegeperson und die leistungsberechtigte Person unter einem Dach leben,
wobei ein gemeinsames Haushalten nicht erforderlich ist.

Die Norm definiert nicht, in welcher Art und in welchem Umfang die Pflege® erbracht worden
sein muss. Es ist nicht erforderlich, dass die Erbin/der Erbe die Pflegeleistungen allein erbracht
hat. Es genugt, wenn sie/er nur einen Teil der Pflege erbracht hat, weil z.B. ein ambulanter
Pflegedienst eingeschaltet war. Die Pflege muss aber ein gewisses Mal} tberschritten haben
und ohne einen feststehenden Endzeitpunkt geleistet worden sein.

Praxishinweis:

Mit der Anforderung des Nachlassverzeichnisses wird auch angefragt, ob und in welchem
Umfang der Erbe/die Erbin zu der verstorbenen Person in einem Pflegeverhaltnis stand.

=  zurlck zum Prifschema

8. Besondere Harte (Absatz 3 Nr. 3)

Nach Absatz 3 Nr. 3 ist der Anspruch auf Kostenersatz nicht geltend zu machen, wenn die
Inanspruchnahme des Erben/der Erbin nach der Besonderheit des Einzelfalles eine besondere
Harte bedeuten wurde.

Dabei ist der Begriff der besonderen Harte als Ausnahmeregelung sehr eng auszulegen.
Sachverhalte, die eine besondere Harte begriinden kénnten, sind von der Erbin/dem Erben
selbst vorzutragen und darzulegen. Nur dann darf von der Geltendmachung der Erbenhaftung
abgesehen werden - es kann nicht von Amts wegen von der Geltendmachung eines
Kostenersatzanspruchs abgesehen werden.

Beispiele aus der Praxis:

Eine besondere Harte wurde bspw. von der Rechtsprechung angenommen, weil ein Erbe den
Leistungsempfanger gepflegt hat, die Verglinstigung des § 102 Absatz 3 Nr. 2 SGB XIlI aber
nur deshalb nicht beanspruchen konnte, weil er mit dem Leistungsempfanger zwar nicht
verwandt war, aber ein vergleichbares besonders enges persoénliches Verhaltnis bestand.

Gleiches galt fir eine Pflegeperson, die wegen der Entfernung zwischen eigenem Wohnort
und dem Pflegeort unter Einsatz eigener Mittel die Strapazen flir regelmafige Fahrten
zwischen beiden Orten auf sich genommen hat, und damit die hausliche Gemeinschaft
gleichwertig ersetzt hat.

Eine besondere Harte kann gegeben sein, wenn der Erbe/die Erbin durch die Erflllung des
Ersatzanspruchs selbst sozialrechtlich hilfebedtirftig wird oder werden kénnte.
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Allein die Tatsache, dass der/die im Eigenheim verbleibende Erbe/Erbin dort weiter wohnt und
fur eine Erfullung des Kostenersatzes ihr Eigenheim verkaufen muss, begrindet fir sich
betrachtet noch keine besondere Harte.

Eine besondere Harte kann aber vorliegen, wenn der Nachlass im Wesentlichen z.B. aus
dem halftigen Miteigentum an der gemeinsamen Eigentumswohnung besteht, die erbende
Uberlebende Person diese weiter bewohnt und diese auch fur sie Schonverméogen ware.

Praxishinweis:

Mit der Anforderung des Nachlassverzeichnisses wird angefragt, ob und aus welchen
Griinden sich der/die Erbe/Erbin auf eine besondere Harte berufen méchte.

=  zurlick zum Prifschema

9. Ausschlussfrist der Geltendmachung des Anspruchs (Absatz 4)

Nach § 102 Absatz 4 SGB XII erlischt der Anspruch auf Kostenersatz drei Jahre nach dem Tod
der erblassenden Person.

Merke: Der Anspruch ist innerhalb von drei Jahren nach dem Todesfall geltend zu machen.
Die Verjahrung dieser Forderung wird erst durch eine Vollstreckungsmalnahme oder
die gerichtliche Geltendmachung gehemmt.

Das heil3t, dass der Anspruch so rechtzeitig zu beziffern ist, dass er auch innerhalb
von drei Jahren durchgesetzt werden kann.

Praxishinweis:
Die Klarung des Nachlasswertes kann einige Zeit in Anspruch nehmen.

Es empfiehlt sich daher, die Erben/Erbinnen zeitnah nach Bekanntwerden des Erbfalls tber
die Prufung der Kostenersatzforderung zu unterrichten.

=  zurlick zum Prifschema

E. Ermittlung der Erbinnen und Erben in Person

Die Ermittlung der mdglichen und in Frage kommenden Erbinnen und Erben kann
unterschiedlich erfolgen:

o Verstirbt die leistungsberechtigte Person selbst, ist der Sachbearbeitung die
Ehegattin/der Ehegatte bzw. die Lebenspartnerin/der Lebenspartner in der Regel
bekannt. Diese sind verpflichtet, den Todesfall anzuzeigen und die ihnen bekannten
Erbinnen und Erben (in der Regel sich selbst) zu benennen.

o Verstirbt die Ehegattin/der Ehegatte bzw. die Lebenspartnerin/der Lebenspartner der
leistungsberechtigten Person, ist die leistungsberechtigte Person verpflichtet, den
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Todesfall anzuzeigen und die ihr bekannten Erbinnen und Erben (in der Regel sich
selbst) zu benennen.

o War die leistungsberechtigte Person alleinstehend und sind keine mdglichen Erbinnen
oder Erben oder Angehorigen aus der Akte bekannt, ist bei einer werthaltigen Erbschaft,
(z.B. einem Grundstlick oder einer Immobilie) das zustandige Nachlassgericht um
Ubermittlung der Daten der Erbinnen und Erben zu bitten.
= S. Vordruck 2 in OPEN/PROSOZ

o Kann auch das Nachlassgericht keine Erbinnen oder Erben ermitteln und ist kein/e
Nachlasspfleger/in bestellt, ist der Antrag auf Bestellung einer Nachlasspflegschaft zu
stellen, um in der Folge bei der/dem Nachlasspfleger/in den Kostenersatz geltend zu
machen.
= 8. Vordruck 3 in OPEN/PROSOZ

o Lassen sich auch durch das Nachlassgericht oder eine Nachlasspflegschaft keine
Erbinnen oder Erben ermitteln, fallt das Erbe durch Beschluss des Nachlassgerichts an

das Bundesland, Bundesrepublik-Deutschland in dem die erblassende Person ihren

letzten Wohnsitz hatte.

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.



Praxishinweis

In Fallen, in denen sich keine Erbinnen oder Erben ermitteln lassen, ist die Forderung
gegenuber dem Bundesland des letzten Wohnsitzes geltend zu machen. Fur Hamburg ist der
Antrag an die Finanzbehdrde ,Finanzbehérde/Vermdgens- und Beteiligungsmanagement —
Abt. 33 zu richten.

=  zurlick zum Prifschema

F. Geltendmachung des Anspruchs dem Grunde nach

Sind (mogliche) Erbinnen und Erben namentlich ermittelt worden, ist der Anspruch unter
Hinweis auf die Auskunftsplicht gem. § 117 SGB XlI auf Kostenersatz bei allen in Betracht
kommenden Erben/Erbinnen dem Grunde nach geltend zu machen. Es ist ein
Nachlassverzeichnis anzufordern, um die Hohe eines Anspruchs ermitteln zu kénnen.

= S. Abschnitt |

In diesem Schreiben werden auch weitere Informationen abgefragt, um den Status des
Erben/der Erbin zu ermitteln, z.B. ob das Erbe ausgeschlagen wurde oder auch um
Sachverhalte zu erfragen, die auf eine Privilegierung oder eine besondere Harte hinweisen.

= s. Abschnitt G

= S. Vordruck 1 in OPEN/PROS0OZ

= zurlick zum Prifschema

G. Ermittlung des Status der Erbinnen und Erben

Da nicht grundsatzlich alle Erbinnen und Erben zum Kostenersatz verpflichtet sind, werden mit
der Geltendmachung des Anspruchs auch die Informationen abgefragt, die moéglicherwiese
gegen eine Inanspruchnahme sprechen.

Anhand der erhaltenen Auskunft ist zu ermitteln und zu prifen,

welchen erbrechtlichen Status die jeweilige Erbin oder der jeweilige Erbe hat

ob der jeweilige Erbe/die jeweilige Erbin einen Privilegierungstatbestand erfillt

ob und in welcher Héhe das Erbe angenommen wurde

ob von dem jeweiligen Erben/der jeweiligen Erbin Hartegriinde vorgetragen werden und
daher eine besondere Harte vorliegt

433838

Auf die nachfolgenden Besonderheiten ist bei der Bearbeitung und Priifung der erhaltenen
Auskunft zu achten:

1. Ausschlagen der Erbschaft

Jeder Erbe/jede Erbin kann innerhalb einer Frist von sechs Wochen, nachdem er/sie von der
Erbschaft Kenntnis erlangt hat, durch Erklarung beim Nachlassgericht die Erbschaft
ausschlagen. Von diesen Erbinnen und Erben, die eigentlich keine (mehr) sind, weil sie das
Erbe ausgeschlagen haben, darf kein Kostenersatz gefordert werden.

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.
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2. Mehrere Erbinnen und Erben

Erben mehrere Personen gemeinsam, haften diese - unabhangig von ihrer Erbquote - als
Gesamtschuldnerinnen und Gesamtschuldner.

Das bedeutet, dass von jedem Erben/ jeder Erbin der volle Kostenersatz gefordert werden kann
und die Sachbearbeitung entscheiden muss, wen sie in welcher Héhe in Anspruch nimmt.

= S. Abschnitt J

Das gilt auch, wenn das Erbe bereits auf die Erbinnen und Erben verteilt wurde.

Die Erbinnen und Erben mussen sich dann in der Folge untereinander (im Innenverhaltnis der
Erbengemeinschaft) auf einen Ausgleich verstandigen.

Indem nur ein Erbe/eine Erbin fir die Geltendmachung des Kostenersatzes in Anspruch
genommen wird, kann sich der Verwaltungsaufwand deutlich reduzieren und die
Geltendmachung effizienter gestalten.

Achtung: Wurde das Erbe bereits unter den Erbinnen und Erben verteilt, besteht die Gefahr,
dass der Sozialhilfetrager durch die Inanspruchnahme nur einer Person gegen das
Willkirverbot verstoRt.

Hochstrichterliche Entscheidungen verlangen daher bei der Priifung, welcher Erbe/welche Erbin
im Rahmen einer Erbengemeinschaft in Anspruch genommen wird, eine Ermessensabwagung,
bei der insbesondere eine bereits erfolgte Verteilung des Erbes, aber auch ein eventueller
Verbrauch des Erbes, die Anzahl der Erben/Erbinnen, der Nachlasswert, die Hohe des
Kostenersatzanspruchs sowie das Verhaltnis der beiden Werte zueinander und auch die
Erbquote eine Rolle spielen.

Eine besondere Rolle nehmen bei diesem Auswahlermessen die sogenannten privilegierten
Erbinnen und Erben nach Absatz 3 Nr. 2 und Nr. 3 ein.

Praxishinweis:

Bei mehreren Erben/Erbinnen, insbesondere wenn es privilegierte Erben/Erbinnen nach
Absatz 3 Nr. 2 und Nr. 3 gibt, empfiehlt sich in der Regel die endgultige Inanspruchnahme
aller Erbinnen und Erben in der Hohe, die dem individuellen maximalen Anteil am Erbe
entspricht.

3. Privilegierte Erbinnen und Erben nach Absatz 1 Satz 4 SGB XI|

Ist die leistungsberechtigte Person selbst Erbin/Erbe ihrer verstorbenen
Ehegattin/Lebenspartnerin oder ihres verstorbenen Ehegatten/Lebenspartners, besteht fir sie
als privilegierte Erbin/privilegierter Erbe keine Pflicht zum Kostenersatz.
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Es ist aber ggf. zu prifen, ob das Vermdgen, das bei Antragstellung als Schonvermdgen vom
Einsatz bzw. von der Verwertung befreit war, weiterhin als Schonvermoégen zu bewerten ist. =
s. dazu das Grundbeispiel

4. Privilegierte Erbinnen und Erben nach Absatz 3 Nr. 2 und Nr. 3 SGB XIl|

Die tatbestandlichen Voraussetzungen der Privilegierung fir Pflegepersonen wurden oben

bereits dargestellt = s. Abschnitt D.7.
Bei der (Nicht-) Inanspruchnahme dieser Personen ist folgendes zu beachten:

Die personenbezogenen individuellen Ausschlussgriinde nach Absatz 3 Nr. 2 und Nr. 3 kénnen
dazu fihren, dass bei einer Erbengemeinschaft (= s. oben Ziffer 2) einzelne Erben/Erbinnen

vom Kostenersatz ausgenommen sind bzw. in der H6he beschrankt sind, wahrend die
verbleibenden Erbinnen und Erben mit einem héheren Nachlasswert haften.

Dies berechtigt den Sozialhilfetrager aber nicht, deshalb nur die nicht privilegierten Erbinnen
und Erben nach den Grundsatzen der gesamtschuldnerischen Haftung in Haftung zu nehmen,
da die Gefahr besteht, dass diese im Nachgang von den privilegierten Erbinnen und Erben im
Innenverhaltnis der Erbengemeinschaft einen gesamtschuldnerischen Ausgleich verlangen.

Damit also das Ziel der Privilegierung nicht im Nachgang umgangen wird, sind in derartigen
Fallen alle Personen im Verhaltnis ihres Anteils am Gesamterbe in Anspruch zu nehmen.

Soweit das Erbe nach Bericksichtigung der privilegierten Erbinnen und Erben nicht (mehr)
ausreicht, um den Kostenersatzanspruch ganzlich zu fordern, ist der Ersatzanspruch des
Sozialhilfetragers entsprechend zu reduzieren.

Praxishinweis:

Die gem. § 102 Absatz 3 Nr. 2 oder Nr. 3 SGB Xl| privilegierten Erben/Erbinnen sollten bei einer
Erbengemeinschaft grundsatzlich in dem Verhaltnis in Anspruch genommen werden, das ihrem
Anteil am Gesamterbe entspricht.

5. Besondere Harte

Die besondere Harte ist nicht von Amts wegen zu berticksichtigen.

Das heil’t, nur wenn der Sachverhalt, der eine besondere Harte begriinden kénnte, von dem
Erben/ der Erbin selbst vorgetragen und dargelegt werden, kann von der Geltendmachung
eines Kostenersatzanspruchs abgesehen werden.

= s. Abschnitt D.8.

= zurlick zum Prifschema
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H. Testament und gesetzliche Erbfolge

Erbinnen und Erben kdbnnen testamentarisch bestimmt worden sein.

Liegt kein Testament vor, gilt grundsatzlich die gesetzliche Erbfolge nach den §§ 1924 bis 1936
des Birgerlichen Gesetzbuches (BGB).

Nachfolgend sind die Besonderheiten haufiger Testamentsformen und die Systematik der
gesetzlichen Erbfolge dargestellt, um ihre mdglichen Auswirkungen auf den Kostenersatz
darzustellen.

1. Testament

Ein Testament oder eine letztwillige Verfligung ist eine einseitige Verfigung des Erblassers/der
Erblasserin, mit der sie ihre Erbinnen und Erben bestimmt.

Fur einen Kostenersatzanspruch ist es zwar grundsatzlich unerheblich, ob die Erbin/der Erbe
durch Testament oder durch Gesetz Erbin oder Erbe geworden ist. Je nach Form des
Testamentes gibt es Besonderheiten zu beachten, auf die nachfolgend kurz hingewiesen wird:

Praxishinweis:

Bereits bei der Antragstellung kann ergénzend gefragt und in der Akte vermerkt werden, ob
ein Testament vorhanden ist und wo dieses ggf. hinterlegt ist.

Eine Auskunftspflicht hierzu besteht aber nicht.

a. Berliner Testament

Bei dem haufig vorkommenden Berliner Testament setzen sich Ehegatten in einem
gemeinschaftlichen Testament gegenseitig als Alleinerben/Alleinerbin ein.

Die Alleinerbin/ der Alleinerbe kann Uber ihren/seinen Nachlass frei verfigen und ist an keine
Beschrankungen gebunden. Erst nach dem Tod dieser Person sollen zumeist gemeinsame
Kinder das beiderseitige Vermogen erben, soweit es noch vorhanden ist.

Die Kinder kdnnen aber gleichwohl nach dem Tod des zuerst verstorbenen Ehegatten/der
zuerst verstorbenen Ehegattin ihren Pflichtteil geltend machen. Dabei ist zu beachten, dass der
Pflichtteil eine dem Kostenersatz nachrangige Verbindlichkeit ist und den Nachlasswert nicht zu

Lasten des Sozialhilfetrdgers mindert = s. nachfolgend unter d.

b. Vor- und Nacherbschaft

Ferner kann in einem Testament insbesondere zur Absicherung in einer Ehe oder
Partnerschaft, eine Vor- und Nacherbschaft festgelegt werden.
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Der ,Vor-Erbe/ die Vor-Erbin“ erbt nur auf bestimmte Zeit und ist in seinem/ihren
Verfugungsrechten tber das Erbe beschrankt. Diese Form der Erbschaft wird haufig fir
Immobilien gewanhlt.

Mit Eintritt des Nacherbfalls hat der Vorerbe/die Vorerbin die Erbschaft an den Nacherben/ die
Nacherbinnen herauszugeben. Der Vorerbe/die Vorerbin kann durch Vorgaben in seinen/ihren
Handlungen vdllig frei (befreit) oder erheblich beschrankt (nicht befreit) sein.

Allerdings muss auch die nicht befreite Vorerbin/ der nicht befreite Vorerbe mit dem
Nachlasswert die Nachlassverbindlichkeiten erfullen. Ggf. muss der Nacherbe/die Nacherbin
daflr die Einwilligung erteilen.

War der Erblasser/die Erblasserin im Sinne des § 102 SGB XII selbst bereits nur
Vorerbe/Vorerbin, kann der Nacherbe/die Nacherbin nur mit dem vom Vorerbe abgetrennten
Vermobgen des Erblassers/der Erblasserin in Anspruch genommen werden. Auf das Vorerbe
selbst darf nicht zugegriffen werden.

c. Behindertentestament

In einem Behindertentestament findet sich zumeist eine besondere Form der Vorerbenschaft.
Eine Person mit Behinderung wird nur deshalb als Vorerbe/ Vorerbin eingesetzt, damit das
Vermdgen zu seinem/ihrem Schutz erhalten bleibt.

Hat die Person mit Behinderung selbst Leistungen im Sinne des § 102 SGB Xl erhalten, ist der
Nacherbe/die Nacherbin nicht ersatzpflichtig, da er/sie nicht Erbin/Erbe der Vorerbin/des
Vorerben ist.

d. Ausschluss von der Erbschaft und Pflichtteil

Hat der Erblasser/die Erblasserin in seinem/ihrem Testament Angehdérige, die nach der
gesetzlichen Erbfolge (= s. nachfolgend unter Ziffer 2.) einen Erbanspruch hatten, vom Erbe

ausgeschlossen, so kénnen diese gem. § 2303 BGB ihren sogenannten Pflichtteil einfordern.
Der Pflichtteil entspricht jeweils der Halfte des Wertes des gesetzlichen Erbteils.

Erhalt eine Person lediglich den gesetzlichen Pflichtteil, erlangt sie nach dem Erbfall keine
Erbenstellung. Sie gilt nicht als Erbin oder Erbe im Sinne des § 102 SGB XII und kann daher
nicht zum Kostenersatz herangezogen werden.

Der Sozialhilfetrager erleidet dadurch keinen Nachteil:

Die sogenannten Pflichtteilsanspriiche gehen bei Ermittlung des Nachlasswertes im Sinne des
§ 102 Absatz 2 Satz 2 SGB XIl dem Kostenersatzanspruch des Sozialhilfetragers im Rang
nach. Sie gelten also nicht als Erbfallschulden und mindern nicht den Nachlasswert zu Lasten
des Sozialhilfetragers. Vielmehr sind Pflichtteilsanspriiche erst aus dem schuldenfreien
Nachlass der anderen Erbinnen und Erben zu bedienen.
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Dies gilt auch fur Vermachtnisse, die dem Pflichtteilsanspruch im Rang nachgehen.

e. Vermachtnis

Ein Vermachtnis ist die Zuwendung einzelner Gegenstande aus dem Nachlass, ohne die
begtinstigte Person zur Erbin oder zum Erben zu machen. Ein Vermachtnisnehmer/eine
Vermachtnisnehmerin ist nicht zum Kostenersatz verpflichtet.

Merke: Pflichtteilsberechtigte und Vermachtnisnehmer/-innen sind nicht zum Kostenersatz
heranzuziehen, da sie keine Erben/Erbinnen sind.

2. Gesetzliche Erbfolge

Liegt kein Testament vor, finden die Vorschriften des BGB zur gesetzlichen Erbfolge
Anwendung, die von folgenden Grundsatzen gepragt ist:

Zunachst besitzen Ehegattinnen und Ehegatten sowie Lebenspartnerinnen und Lebenspartner
ein eigenes Erbrecht gem. § 1931 BGB, d.h. sie gelten automatisch als Erbinnen und Erben.

Daneben erben die Verwandten der verstorbenen Person, aber gem. § 1930 BGB nur
diejenigen der jeweils vorrangigen Gruppe (= Ordnung). D.h. die Erbinnen und Erben der 1.
Ordnung schlie3en die Erbinnen und Erben einer spateren Ordnung aus:

Eigenes Erbrecht: < nebeneinander =  Gesetzliche Erbfolge der Verwandten:

¢ Ehegattinnen und 1. Ordnung:
Ehegatten o Kinder
e Lebenspartnerinnen (eheliche, nicht eheliche und adoptierte
und Lebenspartner Kinder)
o Enkelkinder
§ verdrangt §
2. Ordnung

e Eltern
¢ Geschwister (auch Halbgeschwister)
¢ Nichten und Neffen

8 verdrangt §

3. Ordnung
e Grof3eltern

e Tanten und Onkel
e Cousinen und Cousins

§ verdrangt §

4. Ordnung
¢ UrgroReltern und deren Abkdmmlinge, usw.
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Je nachdem welcher Ordnung die als mogliche Erbin/Erbe angeschriebene Person angehort,

kann es also sein, dass diese nicht erbberechtigt ist.

Der/die Uberlebende Ehegatte/Ehegattin bzw. Lebenspartner/Lebenspartnerin erbt neben den
Verwandten der 1. Ordnung zu einem Viertel und neben den Verwandten der 2. Ordnung oder
GroReltern die Halfte des Erbes.

Im Fall der Zugewinngemeinschaft (die immer vorliegt, wenn kein Ehevertrag aufgesetzt wurde)
erhoht sich der Erbanteil des/der Uberlebenden Ehegatten/Ehegattin bzw. Lebenspartners/

Lebenspartnerin auf die Halfte des Erbes.

= zurlick zum Prifschema

|. Ermittlung des Nachlasswertes und Wertermittlung

Die Erbin/der Erbe haftet nur mit dem Wert des zum Zeitpunkt des Erbfalles vorhandenen
Nachlasses abzlglich der Freibetrage. Sie/er haftet also nicht mit eigenen Mitteln.

Der Nachlasswert ermittelt sich aus der Differenz der sogenannten Aktiva und Passiva. Von
dem verbleibenden Betrag sind die in Frage kommenden Freibetrage abzuziehen:

Aktiva
- Passiva
= Wert des Nachlasses

- Freibetrage
= Maximale Haftungssumme

1. Nachlassverzeichnis:

Zum Nachlass gehort das gesamte Vermoégen des Erblassers/ der Erblasserin.

Fir diese Auskunft sind die Erbinnen und Erben aufzufordern ein vollstandiges
Nachlassverzeichnis zum Erbe abzugeben. = s. Abschnitt F.

= Ein Vordruck steht in OPEN/PROSOZ zur Verfugung.

Aus dem Verzeichnis und evtl. weiteren Angaben der Erbinnen und Erben sind die
vorhandenen Aktiva und Passiva zu ermitteln.

Merke: Die Prifung und Dokumentation der Vermdgensverhaltnisse und die Feststellung von
Schonvermdgen bei der Antragstellung oder auch wahrend des Leistungsbezuges
entbinden im Rahmen der Prifung des § 102 SGB XII nicht von einer aktuellen
Ermittlung des Nachlasswertes zum Zeitpunkt des Erbfalls.

2. Nachlasswert

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.
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a. Aktiva

Zu den Aktiva gehoren alle vorhandenen Wertgegenstande, wie Immobilien, Geld, Aktien,
Schmuck, Fahrzeuge etc..

Forderungen gehoéren dann zu den Aktiva, wenn der Anspruch bereits entstanden ist.

Ebenfalls zu den Aktiva zahlen Rechte des Erblassers, wie Urheberrechte, Verlagsrechte,
Patentrechte.

Versicherungsanspriiche des Erblassers/der Erblasserin gehéren zu den Aktiva, wenn der
Erblasser/die Erblasserin selbst bezugsberechtigt war. Ist eine andere Person
bezugsberechtigt, gehdrt der Anspruch nicht zum Nachlass. Wurde aber keine
bezugsberechtigte Person benannt oder ist die bezugsberechtigte Person vor dem
Erblasser/der Erblasserin verstorben, fallt der Versicherungsanspruch (zurlick) in den Nachlass.

b. Passiva

Zu den Passiva gehdren alle Nachlassverbindlichkeiten, die vorrangig von der Summe der
Aktiva abzuziehen sind, um den Nachlasswert zu ermitteln:

Hierzu zahlen zunachst die Bestattungskosten, (ohne evtl. Reisekosten der Angehdérigen zum
Bestattungsort). Die Kosten fiir die zuklinftige Grabpflege zahlen nur dann zu den Passiva,
wenn der Erblasser/die Erblasserin den Grabpflegevertrag selbst abgeschlossen hat.

Ebenfalls zu den Passiva gehoéren die nachlassbezogenen Kosten, z.B. Kosten fiir eine
Nachlassverwaltung, -sicherung oder -pflegschaft, die Kosten fir die Ermittlung des
Nachlasswertes und die Ermittlung und Befriedigung der Nachlassglaubiger.

Bestehende Verbindlichkeiten insbesondere bereits zu Lebzeiten des Erblassers/ der

Erblasserin titulierte Forderungen, wie z. B. offene Forderungen eines Pflegeheimes fir nicht
bezahlte Pflegekosten, sind von den Aktiva des Nachlasswertes abzusetzen.

Zu den vorrangig abzuziehenden Verbindlichkeiten gehéren aber auch alle offenen Miet- und
Steuerschulden, Schadensersatzforderungen sowie Darlehensschulden, insbesondere auch die
Ruckzahlungsanspriiche aus noch nicht getilgten Darlehen nach dem SGB XII, u.a.§ 35 a SGB
XII.

Merke: Gegenulber dem Sozialhilfetrager bestehende Darlehensschulden sind unabhangig
von § 102 SGB XII weiter geltend zu machen, da die Erbin /der Erbe
Rechtsnachfolger/in dieser Verbindlichkeit geworden ist.

c. Abzug der Freibetrage

Wurde durch einen Abzug der Passiva von den Aktiva der Nachlasswert ermittelt, werden die
Freibetrage des § 102 SGB Xll abgezogen.

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.



Als Freibetrage kommen in Betracht

e der grundsatzliche nachlassbezogene Freibetrag in Hohe des dreifachen Grundbetrages
nach § 85 Absatz 1 SGB Xll = s. Abschnitt D.6.
e der personenbezogene individuelle Freibetrag fir privilegierte Erbinnen und Erben, die

den Erblasser/ die Erblasserin gepflegt haben = s. Abschnitt D.7.

Der die Freibetrage Ubersteigende Nachlasswert ist der maximale Haftungsbetrag, auf den im
Rahmen des Kostenersatzes zugegriffen werden kann.

d. Weitere nachrangige Nachlassverbindlichkeiten

Alle weiteren Verbindlichkeiten, die aus dem Erbe entstehen, sind dem § 102 SGB XIlI
nachrangig.

Hierzu zahlen

- Pflichtteilsanspriiche

- Vermachtnisse

- NieBbrauchrechte

- Auflagen

- Anspriche von Dritten aus vom Leistungstrager ubergeleiteten Anspruchen.

Diese nachrangigen Verbindlichkeiten dirfen erst aus dem Nachlass erfillt werden, wenn die
Schulden gegenuber dem Sozialhilfetrager erfillt worden sind.

= zuriick zum Prifschema

J.Ermittlung des Kostenersatzes

Nachdem der Wert des Nachlasses ermittelt worden ist, auf den maximal zugegriffen werden
darf, ist die Hohe des Kostenersatzes zu ermitteln:

1. Erbrachte Leistungen

Zur Berechnung und Bezifferung des Kostenersatzes werden die Leistungsdaten der
Sozialhilfeakte aus den letzten zehn Jahren vor Eintritt des Erbfalls benétigt.

Von der Geltendmachung ausgenommen sind gem. § 102 Absatz 5 SGB Xl| Leistungen, die
nach dem 4. Kapitel des SGB XII (Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung) bezogen wurden.

= s. Abschnitt D 1 + 2.

2. Freibetrag (Absatz 1 Satz 2)

Der so ermittelte Betrag ist nur geltend zu machen, soweit er den Freibetrag im Sinne des
Absatz 1 Satz 2 Ubersteigt.

= s. Abschnitt D.3.

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.
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Der danach ermittelte Kostenersatz kann maximal in Héhe des zur Verfiigung stehenden
Nachlasswertes gefordert werden.

= s. Abschnitt I.

3. Mehrere ersatzpflichtige Erben/Erbinnen

Der errechnete Kostenersatz ist bei mehreren ersatzpflichtigen Erbinnen und Erben unter
Berticksichtigung der obigen Ausfiihrungen entweder gegenliber nur einem Erben/ einer Erbin
oder anteilig gegenlber allen Erben/Erbinnen geltend zu machen.

= s. Abschnitt G.2.

= zurlick zum Prifschema

K. Geltendmachung per Bescheid

In dem Bescheid, mit dem der Kostenersatz geltend gemacht wird, ist die Summe der
Leistungen zu benennen, die im Zehnjahreszeitraum erbracht wurden.

Dazu gehdren Angaben zur Leistungsart, zum Bewilligungsdatum, zum genauen
Bewilligungszeitraum und zur Leistungshohe.

Jeder/jede kostenersatzpflichtige PersonErbe/ Erbin erhalt einen eigenen Leistungsbescheid
mit Bezifferung des gesamten Forderungsbetrages. Falls es mehrere kostenersatzpflichtige
Erben/Erbinnen gibt, ist der Anteil an der Gesamtforderung zu benennen, mit dem der einzelne
Erbe/die einzelne Erbin in Anspruch genommen wird.

Dabei ist auch erforderlich, dass aus dem Leistungsbescheid ersichtlich ist, wenn bei mehreren
Erbinnen und Erben eine gesamtschuldnerische Kostenersatzpflicht begriindet wird.

= zurlick zum Prifschema

L. Inkrafttreten

Diese Fachanweisung tritt am 01.06.2024 in Kraft. Sie tritt am 31.05.2028 aul3er Kraft.

Hinweis: Diese Fachanweisung hat den Stand vom 01.06.2024.
27



	A. Allgemeines
	1. Zweck der Norm
	2. Zielgruppe der Norm
	3. Grundbeispiel

	B. Prüfungsschema
	Vorprüfung
	Hauptprüfung
	☐ Schritt 7  Ermittlung des zu berücksichtigenden Nachlasswertes    (I)


	C. Voraussetzungen der Norm
	1. Rechtmäßigkeit der Leistungserbringung
	Sonderfall:  Nicht berücksichtigtes Vermögen bzw. unrechtmäßig erbrachte Leistungen
	Sonderfall: Darlehen
	Sonderfall: Leistungen der Eingliederungshilfe
	§ 102 SGB XII ist auch für Leistungen der Eingliederungshilfe anwendbar, soweit diese noch bis zum 31.12.2019 nach dem ehemals 6. Kapitel des SGB XII erbracht worden sind.

	2. Schonvermögen

	D. Ausschlusstatbestände der Norm
	1. Kein Kostenersatz für Leistungen nach dem Vierten Kapitel (Absatz 5)
	Sonderfall: Leistungen nach dem AsylbLG

	2. Zeitliche Beschränkung des Kostenersatzes (Absatz 1 Satz 2) „zehn Jahre“
	Sonderfall: Zeiten des Getrenntlebens
	Zuflussprinzip

	3. Beschränkung des Kostenersatzes der Höhe nach (Absatz 1 Satz 2) „Dreifacher Grundbetrag“
	4. Die leistungsberechtigte Person erbt selbst (Absatz 1 Satz 4)
	5. Haftungsbeschränkung auf den Nachlass (Absatz 2)
	6. Grundsätzlicher Freibetrag nach Absatz 3 Nr. 1
	7. Freibetrag für Pflegepersonen nach Absatz 3 Nr. 2
	8. Besondere Härte (Absatz 3 Nr. 3)
	9. Ausschlussfrist der Geltendmachung des Anspruchs (Absatz 4)

	E. Ermittlung der Erbinnen und Erben in Person
	F. Geltendmachung des Anspruchs dem Grunde nach
	G. Ermittlung des Status der Erbinnen und Erben
	1. Ausschlagen der Erbschaft
	2. Mehrere Erbinnen und Erben
	3. Privilegierte Erbinnen und Erben nach Absatz 1 Satz 4 SGB XII
	4. Privilegierte Erbinnen und Erben nach Absatz 3 Nr. 2 und Nr. 3 SGB XII
	5. Besondere Härte

	H. Testament und gesetzliche Erbfolge
	1. Testament
	a. Berliner Testament
	b. Vor- und Nacherbschaft
	c. Behindertentestament
	d. Ausschluss von der Erbschaft und Pflichtteil
	e. Vermächtnis

	2. Gesetzliche Erbfolge

	I. Ermittlung des Nachlasswertes und Wertermittlung
	1. Nachlassverzeichnis:
	2. Nachlasswert
	a. Aktiva
	b. Passiva
	c. Abzug der Freibeträge
	d. Weitere nachrangige Nachlassverbindlichkeiten


	J. Ermittlung des Kostenersatzes
	1. Erbrachte Leistungen
	2. Freibetrag (Absatz 1 Satz 2)
	3. Mehrere ersatzpflichtige Erben/Erbinnen

	K. Geltendmachung per Bescheid
	L. Inkrafttreten

